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Zentralamerika  
und sein außenpolitisches Handlungsfeld 
Die Staaten Zentralamerikas haben im Kontext der Krise der Region durch 
Bürgerkriege und ihre Einbeziehung in die Logik des Kalten Krieges alle 
Dimensionen der Grenzen und Chancen kleiner Länder in der internationalen 
Politik durchlebt und durchlitten; die durchaus schwankenden Bemühungen 
zur Stärkung der regionalen Integration sind insoweit Ausdruck der Erfah-
rung, dass gemeinsames Handeln wie im Esquipulas-Prozess zur Friedens-
regelung eine wichtige Voraussetzung darstellt (Eschbad 1991), aber gleich-
wohl auch das Zusammenwirken mit Groß- und Regionalmächten notwendig 
ist, um die eigenen Entwicklungschancen zu wahren. Ob unter dem Hege-
monieschatten der USA, der wohlwollenden, aber auch fordernden Partner-
schaft mit der EU oder im Zusammenwirken mit dem Nachbarstaat Mexiko, 
immer haben die zentralamerikanischen Staaten nur begrenzte Handlungs-
spielräume zur Gestaltung der Außenbeziehungen besessen. Die einzelnen 
Länder besitzen durchaus unterschiedliche Voraussetzungen: Während Pa-
nama mit der Sondersituation des Panama-Kanals traditionell außenpolitisch 
eine eigenständige Rolle wahrgenommen hat oder zu dieser gezwungen war, 
sind auch die anderen Staaten keinem einheitlichen Muster gefolgt; Costa 
Rica hat seine weltpolitische Rolle in bestimmten außenpolitischen Feldern 
immer aktiv gestaltet (Demokratieförderung, Abschaffung des Militärs, 
Umweltpolitik, Neutralität, internationaler Technologiestandort) und mit 
dem entsprechenden Image versehen, während Guatemala in Fragen der 
Menschenrechte nach wie vor stark beobachtet wird . Nicaragua hatte unter 
der sandinistischen Herrschaft von 1979-1990 einen eigenen außenpoliti-
schen Weg eingeschlagen. Die Rückkehr von Daniel Ortega in das Präsiden-
tenamt mit der Wahl vom 5. November 2006 eröffnet erneut die Aussicht auf 
eine Sonderrolle des Landes im Verbund mit den linken Kräften in Süd-
amerika, wie etwa der intensive Austausch mit dem venezolanischen Präsi-
denten Hugo Chávez zeigt. 
Die Außenpolitik kleiner Staaten steht unter den expliziten Beschrän-
kungen der Verwundbarkeit und Abhängigkeit vom internationalen Umfeld, 
welches in Zentralamerika im besonderen Maße durch die geopolitische 
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Lage in der Nähe zu den USA und Mexiko geprägt ist. Auch wenn sich die 
zentralamerikanischen Regierungen in den vergangenen Jahren intensiv um 
eine Diversifizierung ihrer Außenbeziehungen bemüht und dabei etwa in 
Taiwan einen sehr aktiven Partner gefunden haben, der seine prekäre weltpo-
litische Präsenz durch Zusammenarbeit mit den Ländern des Isthmus zu 
befördern gedachte (Aguilera Peralta 2006), sollen im Folgenden die Bezie-
hungen zu Mexiko und den USA im Vordergrund stehen. 
 
1. Außenpolitik im Zeichen der Asymmetrie 
In den wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Zentralamerika, Mexiko und 
den USA ist eine enorme Ungleichheit zwischen den beteiligten Seiten  
augenscheinlich. In entscheidenden Kennzahlen wie Bevölkerung, Volumen 
des Bruttoinlandsproduktes (BIP), BIP pro Kopf oder aber auch bei Entwick-
lungsindikatoren wie dem United Nations Development Index liegen die 
Vorteile eindeutig auf Seiten der Vereinigten Staaten und Mexikos (vgl. 
Tabelle 1). Zwar können auch zwischen den zentralamerikanischen Staaten 
enorme Unterschiede auftreten, gemessen an ihren übermächtigen nördli-
chen Nachbarn ist die Asymmetrie der wirtschaftlichen Beziehungen jedoch 
unverkennbar. 
Tabelle 1 
 Human Develop-
ment Index 
(Rang, 2003) 
Bevölkerung 
(in Millionen, 
2003) 
BIP 
(in Milliarden 
US$, 2003) 
BIP pro Kopf 
(in US$, 
2003) 
Costa Rica   47     4,2 17,4 4.352 
El Salvador 104     6,6 14,9 2.277 
Guatemala 117   12,0 24,7 2.009 
Honduras 116     6,9 7,0 1.001 
Nicaragua 112     5,3 4,1 745 
Panama   56     3,1 12,9 4.319 
     
Mexiko   53 105,7 676,5 6.518 
USA   10 292,6 10.948,5 37.648 
Quelle: UN Development Report 2005. 
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2. Nachbarschaftspolitik im regionalen Kontext: Mexiko und  
Zentralamerika 
Für die mexikanische Außenpolitik beginnt Zentralamerika in El Salvador 
(Aguilar Zinser 1983: 138). Diese Aussage besitzt auch bis heute noch ihre 
Gültigkeit. Das bilaterale Verhältnis zum unmittelbaren südlichen Nachbarn 
Guatemala und die damit verbundene Gestaltung der Beziehung im Grenz-
raum stellen für Mexiko bis heute besondere Herausforderungen, die nicht 
mit den außenpolitischen Ansätzen und Politikinstrumenten der Zentralame-
rika-Politik zu behandeln sind. Dies gilt für die Besonderheit des guatemal-
tekischen Antimexikanismus,1 der nicht zuletzt einer Perzeption des nördli-
chen Nachbarn als Koloss des Nordens entspricht, wie dies auch für die 
mexikanische Wahrnehmung an der eigenen Nordgrenze im Verhältnis zu 
den USA zutrifft. Damit korrespondiert auch die mexikanische Erwartung, 
Guatemala könne als natürliche Brücke unseres Kontaktes zur Region2 
fungieren. Insoweit unterschied und unterscheidet sich die mexikanische 
Zentralamerika-Politik nach wie vor erkennbar von der Nachbarschaftspoli-
tik des Landes mit Guatemala: traditionell folgte Mexiko gegenüber seinem 
südlichen Nachbarn dem Muster der legalistisch orientierten Politik der 
Selbstbestimmung und Nichteinmischung, wie sie in den für die Außenpoli-
tik des Landes maßgeblichen Doktrinen Carranza und Estrada niedergelegt 
wurde (Fanger 1996). In den 1970er Jahren wurde dieses Muster durch die 
aktive Beteiligung des Landes bei der Beilegung der Krise in der Region 
durchbrochen (Unterstützung der sandinistischen Revolutionsregierung; 
gemeinsame mexikanisch-französische Erklärung zur Anerkennung der e-
hemaligen Guerillaorganisation FMLN); allerdings verblieb man im Ver-
hältnis zu Guatemala in der Tradition mexikanischer Neutralitätspolitik und 
der vorsätzlichen Ambiguität (Aguilar Zinser 1983: 141) gegenüber den 
Militärregimen des Landes, die ihrerseits versuchten, den mexikanischen 
Aktivismus in der Region zu neutralisieren, da sie ihn als Bedrohung der 
eigenen Herrschaft betrachteten. Dass dabei die Allianz mit den USA von 
den Präsidenten Guatemalas gesucht wurde, die dem Bild der Domino-Theo-
rie nach dem Erfolg der Revolution in Nicaragua 1979 und den anhaltenden 
                                                     
1  Man braucht nicht die postkoloniale Vergangenheit mit der Abspaltung von Chiapas und 
des Soconusco von den Vereinten Provinzen Zentralamerikas als Bezugspunkt zu 
nehmen, um die vielfältigen Konfliktpunkte in der Geschichte zwischen beiden Ländern 
aufzureihen (vgl. Toussaint/Rodríguez de Ita/Vázquez Olivera 2001: 23ff.). 
2  So zuerst explizit im Plan Nacional de Desarrollo 1995-2000 der Regierung von Präsi-
dent Ernesto Zedillo (SHCP 1995: 11f.) 
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Kämpfen in El Salvador bis zu einer Gefährdung Mexikos mit dem Vordrin-
gen kommunistischer Kräfte folgten, darf nicht weiter verwundern. Mexi-
kos Entscheidung, gegenüber Zentralamerika auf ein Transitionsszenario zu 
setzen, aber mit Bezug auf Guatemala eine Status-quo-Politik des Zusam-
menlebens mit den Militärregimen zu verfolgen, bestimmte die Außenpolitik 
des Landes in den 1970er-1990er Jahren. 
Erst mit Fortschritten bei der Befriedung der Region konnte und musste 
Mexiko auch seine Rolle gegenüber der Region neu definieren (Bermúdez 
Torres 2001): Der Arias-Friedensplan hatte sich ja insbesondere dadurch 
ausgezeichnet, dass die mexikanische Initiative der seit Januar 1983 arbei-
tenden Contadora-Gruppe (Toussaint 1995) als von außen begleitende Frie-
denspolitik hinter eine innerzentralamerikanische Lösung an die zweite Stel-
le trat. Der mexikanische, zunächst bilateral definierte und dann multilateral 
aufgelöste Aktivismus gegenüber Zentralamerika (Herrera/Ojeda 1983) soll-
te eine neue Gestalt erhalten, die sich vor allem über den Mechanismus von 
Tuxtla definierte.  
 
2.1 Vom Mechanismus von Tuxtla....  
Noch im Jahr 1988 hatte die mexikanische Regierung das Integrale Pro-
gramm der Zusammenarbeit mit Zentralamerika verabschiedet, das den 
ersten Schritt zur Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit der Region 
darstellte. Ihm folgte 1990 durch Präsidialdekret die Mexikanische Kom-
mission für die Zusammenarbeit mit Zentralamerika, die eine größere Ko-
härenz der Ansätze in der Kooperation gewährleisten sollte, indem unter der 
Federführung des Außenministeriums zunächst 13  ab Mai 1994 dann 23  
Regierungseinrichtungen koordiniert wurden (Bermúdez Torres 2001: 
175f.). Gleichzeitig fiel auch die Karibik in den Zuständigkeitsbereich der 
Kommission. Dabei konnte auf die im Jahre 1991 in Tuxtla Gutiér-
rez/Chiapas durchgeführte Gipfelkonferenz des mexikanischen Präsidenten 
mit seinen zentralamerikanischen Amtskollegen aufgebaut werden, aus der 
der Mechanismus des Dialogs und der Konzertation zwischen Mexiko und 
den zentralamerikanischen Ländern entsprang, der heute kurz als Mecha-
nismus von Tuxtla bezeichnet wird.  
Er sieht regelmäßige Gipfeltreffen vor, die mit Tuxtla II in San José/Cos-
ta Rica (1996), Tuxtla III in San Salvador/El Salvador (1998) begannen und 
über die sich die Zusammenarbeit in weitere Bereiche ausgedehnt hat. Stan-
den zunächst die Fragen der wirtschaftlichen Liberalisierung sowie die Ko-
operation im Bereich von Wirtschaft, Erziehung/Kultur sowie Wissenschaft/ 
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Technik im Vordergrund, so hat sich die Agenda bereits mit dem 1996 ver-
abschiedeten Aktionsplan auf die Fragen der Migration sowie des Drogen- 
und Waffenhandels erweitert. 1998 profitierte der Mechanismus nicht 
zuletzt unter dem Eindruck der Verwüstungen durch den Wirbelsturm 
Mitch von einer Woge der Solidarität, die sich in der Vereinbarung von 
Kooperationen bei Naturkatastrophen niederschlug. Seit dem Treffen in San 
José (Tuxtla II) nehmen auch Belize und Panama an diesem Prozess teil, 
woraus erkennbar wird, dass sich aus einem zunächst primär an der Befrie-
dung der Region orientierten Zusammenschluss eine privilegierte Partner-
schaft entwickelt hat, die eine stärkere Kohäsion zwischen den Partnern 
abbilden soll. Mexiko versuchte auf dem 2. Tuxtla-Gipfel im Februar 1996, 
die aufkommenden Bedenken einer unzureichenden Verpflichtung auf die 
Zusammenarbeit mit der Verabschiedung eines Aktionsplanes zu zerstreuen, 
in dem für die Region eine privilegierte Assoziation bezogen auf Handel, 
Migration, Investitionen und Bekämpfung des Drogenhandels in Aussicht 
gestellt wurde. 
Konkrete Ausformungen hiervon sind die wirtschaftlichen Koopera-
tionsvereinbarungen wie die Freihandelsabkommen, die Mexiko mit dem 
Triángulo Norte (Guatemala, El Salvador und Honduras) am 29. Juni 2000 
abschließen konnte, nachdem bereits vorher bilaterale Abkommen mit Costa 
Rica (1. Januar 1995) und Nicaragua (1. Juli 1998) getroffen worden waren. 
Die Länder des Triángulo Norte haben sich für Mexiko zum wichtigsten 
Handelspartner in Lateinamerika entwickelt, das dorthin 20% seiner latein-
amerikanischen Exporte liefern konnte, ein Volumen, das dem mexikani-
schen Außenhandel mit Brasilien, Argentinien und Chile zusammen ge-
nommen entspricht (Chanona Burguete/Martínez Cortés 2001: 81). 
Über die Zeit haben die Präsidenten Mexikos und Zentralamerikas mit 
dem Mechanismus von Tuxtla vor allem drei Ziele verfolgt, die sich mit 
der Neugestaltung der Beziehungen im Zentralamerika der Post-Krisenzeit 
bis zur Phase erweiterter Integration ausgebildet haben. So diente der Me-
chanismus  
 als Rahmen für den Ausbau einer neuen regionalen Kooperationsagenda, 
 als Prozess zur Institutionalisierung der Beziehungen, 
 als Forum für den politischen Dialog. 
Dazu gehörte es, den mexikanischen Kooperationsfonds mit Zentralamerika 
und das mexikanische Programm zur ökonomischen, kulturellen und tech-
nisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit Zentralamerika zu verwalten. 
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Die zentralamerikanischen Vorbehalte gegenüber dem Mechanismus von 
Tuxtla als Element einer umfassenden Außenpolitik ohne substanzielle 
Hinwendung zur Region konnten jedoch nicht beseitigt werden. Dass dabei 
gerade die innere Asymmetrie im Muster der Beziehung eines großen und 
sieben kleiner Länder nicht überwunden wurde oder zumindest in eine eher 
gleichberechtigt ausgelegte Struktur überführt werden konnte, ist noch heute 
ein Desideratum (Solís Rivera 2001: 221), zumal der Mechanismus von 
Tuxtla auf dem 6. Gipfel in Managua/Nicaragua im März 2004 mit dem 
Plan Puebla-Panamá verknüpft wurde.3 Die Suche nach einem Muster hori-
zontaler Kooperation steht damit auch weiterhin auf der Tagesordnung. 
 
2.2 ... zum Plan Puebla-Panamá 
Im Plan Puebla-Panamá werden neun mexikanische Bundesstaaten (Cam-
peche, Chiapas, Guerrero, Puebla, Oaxaca, Quintana Roo, Tabasco, Vera-
cruz und Yucatán) sowie die zentralamerikanischen Staaten Belize, Costa 
Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Panama zusam-
mengeführt. Die von diesem Plan erfasste Region zählt gegenwärtig 
64 Millionen Einwohner und 550.000 km2; bis zum Jahr 2025 dürfte die 
Bevölkerungszahl auf circa 92 Millionen (34 Mio. im mexikanischen Süden 
und 58 Mio. in Zentralamerika) angewachsen sein, was in etwa der heutigen 
Einwohnerzahl Mexikos entspricht (Maihold 2001). Das wesentliche Ziel 
des Plan Puebla-Panamá ist die Verbesserung des Lebensstandards der  
Bewohner der Region Zentralamerikas, welche sich vom Süd-Südosten  
Mexikos bis zu den Grenzen Panamas erstreckt. Diese globale Zielsetzung 
wurde in acht grundlegende Punkte aufgeteilt, deren Erfolg als Beitrag zum 
Gelingen des zentralen Vorhabens gilt.  
1. Verbesserung der menschlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der 
Bevölkerung. 
2. Eine breite Beteiligung der Zivilgesellschaft an der Entwicklung. 
3.  Strukturelle Veränderungen der Dynamik der Ökonomie.  
4.  Optimale Nutzung der komparativen Fähigkeiten und Vorteile. 
5.  Unterstützung produktiver Investitionen zur Erweiterung höher besolde-
ter Angebote auf dem Arbeitsmarkt. 
                                                     
3  Vgl. hierzu die Acta que institucionaliza el mecanismo del Plan Puebla-Panamá 
<http://www.planpuebla-panama.org/ 
documentos/acta%20que%20institucionaliza%20el%20plan%20puebla%20panama.pdf> 
(09.04.2007).  
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6.  Nachhaltiger Umgang mit den Naturressourcen und der Umwelt. 
7.  Konzertierung gemeinsamer Planung und Entwicklungsstrategien zwi-
schen der Region des Süd-Südostens Mexikos und den Ländern Zentral-
amerikas.  
8.  Modernisierung und Stärkung der institutionellen Kapazitäten der Re-
gion.  
De facto haben sich Programme zur Erweiterung der Infrastruktur bei Ver-
kehrswegen, Elektrizität und Telekommunikation als die erfolgreichsten 
Maßnahmen des Plan Puebla-Panamá erwiesen, der weiterhin unter erheb-
lichen Defiziten in der finanziellen Ausstattung leidet. Letztlich ist es nicht 
gelungen, die Privatwirtschaft an dem Programm zu beteiligen, so dass sich 
insbesondere die multilateralen Entwicklungsbanken engagiert haben, wäh-
rend die Beiträge der einzelnen Länder eher gering geblieben sind. Der Plan 
hat seine eigentliche Initialzündung für die Region nicht entfalten können 
(Hernandez López 2002), da ihm die politische Unterstützung (auch aus 
Mexiko) fehlte und viele internationale Geber keine zusätzlichen Mittel be-
reitstellen wollten. Der Beitrag Mexikos zur Entwicklung der Kooperation 
erweist sich angesichts der verfügbaren Zahlen als recht schmal (Comisión 
2004), systematische Impulse können hiervon nicht für die Region ausgehen. 
Der ergänzend von der mexikanischen Regierung eingebrachte Vorschlag, 
die Energiekooperation in der Region unter Einbeziehung Kolumbiens vo-
ranzubringen und mit dem Bau einer Raffinerie in Zentralamerika eine bes-
sere Versorgung mit Brennstoffen zu ermöglichen, ist nicht zuletzt wegen 
der Ankündigung reduzierter Erdöllieferungen durch Mexiko noch weit von 
der Realisierung entfernt und insofern politisch nicht belastbar.  
 
3. Zentralamerikas Beziehungen zu den USA 
Das Ungleichgewicht in den Beziehungen zwischen Mexiko und den zent-
ralamerikanischen Staaten ist augenscheinlich. Umso deutlicher macht sich 
die Asymmetrie im Verhältnis zu den USA bemerkbar und nimmt dabei auf 
sämtliche Bereiche zwischenstaatlicher Kooperation Einfluss. Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, Migration und sicherheitspolitische Aspekte sind 
davon besonders betroffen. 
 
3.1 Die Außenwirtschaft Zentralamerikas: Verlängerte Werkbank der USA? 
Für die Volkswirtschaften Zentralamerikas ist der Exportsektor mit einem 
durchschnittlichen Anteil von 40% des BIP von entscheidender Bedeutung 
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(Minkner-Bünjer 2004: 129). Haupthandelspartner sind dabei die Vereinig-
ten Staaten. Im Jahre 2004 exportierten die am Freihandelsabkommen DR-
CAFTA beteiligten Staaten Zentralamerikas rund 56% ihrer Gesamtexporte 
in die USA (Informationssystem des DR-CAFTA). Erst mit weitem Abstand 
folgen weitere Exportpartner eines jeden zentralamerikanischen Landes, 
meistens andere zentralamerikanische oder lateinamerikanische Länder mit 
Exportanteilen zwischen 5% und 10%. Europäische Partner rangieren zu-
meist mit noch weniger Anteilen am Handelsvolumen (Zentralbanken der 
jeweiligen Staaten). 
Mit Ausnahme Costa Ricas und El Salvadors bestehen die Exporte Zent-
ralamerikas mehrheitlich aus landwirtschaftlichen Produkten. In den vergan-
genen Jahren wurden enorme Anstrengungen unternommen, die traditionelle 
Konzentration auf vornehmlich landwirtschaftliche Produkte zu überwinden 
und andere Produktionssektoren zu erschließen (Martínez Piva/Cortes 2004: 
6). Besonders bedeutsam ist dabei die lohnveredelnde Produktion (maquila). 
In diesem Verfahren werden die Einzelteile eines Produktionsschrittes an ein 
Werk geliefert, das diese dann zu einem Fertig- oder Halbfertigprodukt zu-
sammenfügt. Zentral ist hierbei der Einsatz von billigen Arbeitskräften für 
Arbeiten, die von Maschinen nicht übernommen werden können. Genutzt 
wird dieses Verfahren hauptsächlich in der Textilbranche und spielt insbe-
sondere im Handel mit den USA eine Rolle, die der Hauptabnehmer der so 
produzierten Güter sind (Martínez Piva/Cortes 2004: 40). 
Das Handelsvolumen der Importe verhält sich ähnlich wie das der Ex-
porte. Auch hier ist die Dominanz der Vereinigten Staaten eindeutig: Rund 
42% der zentralamerikanischen Importe stammten im Jahre 2004 vom nörd-
lichen Nachbarn. Auch hier rangieren andere Handelspartner mit einigem 
Abstand (Informationssystem des DR-CAFTA). 
Die Produktpalette der von den USA gelieferten Güter sind hauptsäch-
lich Industriegüter, die in den lohnveredelnden Betrieben Mittelamerikas 
verarbeitet und dann wieder reexportiert werden wie etwa Elektroerzeugnis-
se, Kunststoffe, Kleidung, Stoffe und Garne (Hornbeck 2003: 11). Über 
diese Importe aus den USA hinaus werden vor allem Rohstoffe, insbesonde-
re Erdöl und Erdölprodukte importiert. Preisschwankungen des Weltmarktes 
in diesem Bereich haben daher besonderen Einfluss auf die Volkswirtschaf-
ten Zentralamerikas (CEPAL 2006: 4). 
In den wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den USA und Zentral-
amerika gibt es auch verschiedene bedeutende Kapitalströme. So zum Bei-
spiel ausländische Direktinvestitionen, die im Zuge neoliberaler Wirtschafts-
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reformen der 1990er Jahre zur Diversifizierung der Produktpalette getätigt 
wurden (CEPAL 2006: 7). Des Weiteren sind die Geldtransfers der legal 
oder illegal in den USA arbeitenden zentralamerikanischen Bürger (remesas) 
von wirtschaftlich großer Bedeutung, da sie mit durchschnittlich 9% des BIP 
(CEPAL 2006: 1) einen nicht unerheblichen Teil der Wirtschaftsleistung 
darstellen.4 Schließlich treten US-amerikanische Banken auch als Gläubiger 
für zentralamerikanische staatliche und private Investitionen auf. 
Die Asymmetrie in den wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Zentral-
amerika und den USA wird besonders deutlich, wenn man sich die Relevanz 
des Zentralamerikanischen Marktes in den USA vor Augen führt. Aus Sicht 
der Vereinigten Staaten werden insgesamt weniger als 1% des Außenhandels 
mit Mittelamerika abgewickelt. Jedoch wächst der Anteil Zentralamerikas 
am Außenhandel der USA in den letzten Jahren kontinuierlich. Mittlerweile 
ist Zentralamerika drittwichtigster Handelspartner der USA in Lateinamerika 
dicht hinter Mexiko und Brasilien (Hornbeck 2005: 7). 
 
3.2 Die Abhängigkeit Zentralamerikas von den USA 
Aus dieser Asymmetrie in wirtschaftlichen Beziehungen ergibt sich eine 
hohe Abhängigkeit Zentralamerikas von den USA. Ab Ende der achtziger 
Jahre suchten die Länder Zentralamerikas verstärkt ihre Entwicklung durch 
Eingliederung in den Weltmarkt zu erreichen und bemühten sich so im be-
sonderen Maße um ausländische Direktinvestitionen. Dabei wurde insbeson-
dere US-amerikanisches Kapital angezogen, das in lohnveredelnde Betriebe 
investiert wurde (Minkner-Bünjer 2005b: 273). Es entwickelten sich mit 
der Zeit integrierte Cluster der Bekleidungs- und Textilindustrie, bei denen 
immer mehr Produktionszwischenschritte in Zentralamerika selbst getätigt 
wurden (Minkner-Bünjer 2005a: 201f.). De facto verblieb aber ein enormer 
Einfluss auf den Fertigungsprozess weiterhin in US-amerikanischer Hand. 
Denn US-amerikanische Firmen, begünstigt durch Handelsabkommen in 
diesem Bereich, waren weiterhin weitgehend alleinige Lieferanten der Roh-
stoffe und grundlegender Produktionsinputs und zudem Abnehmer der Fer-
tigprodukte. Darüber hinaus hat die hohe Arbeitsintensität in der maquila-
Industrie entscheidenden Einfluss auf die Beschäftigungssituation der Re-
gion (Minkner-Bünjer 2004: 130). Die andauernde Abhängigkeit Zentral-
amerikas von den USA wird gerade heute als sehr negativ erfahren. Mit  
China ist ein billiger Konkurrent für die aus Zentralamerika importierten 
                                                     
4  Vgl. hierzu den Beitrag von Manuel Orozco in diesem Band. 
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Textilien auf dem US-Markt tätig geworden, ohne dass es den zentralameri-
kanischen Produzenten aufgrund der Bindung an teure Zulieferungen von 
Garnen und Stoffen aus den USA möglich wäre, größere Kosteneffizienz 
ohne Senkung der Lohnkosten zu erreichen.  
Empirisch lässt sich die starke Abhängigkeit vom Ausland am Rückgang 
des BIP pro Kopf in den Jahren 2001 und 2002 betrachten (CEPAL 2004: 1). 
Auf der Grundlage von Konjunktureinbrüchen in den USA kam es 2001 und 
2002 zu einem drastischen Rückgang von Direktinvestitionen in (jährlich ca. 
13%) und Exporten aus Zentralamerika, die sich direkt und indirekt in rezes-
siven Ketteneffekten auf betroffene Unternehmen, die jeweiligen Volkswirt-
schaften und schließlich die gesamte Region auswirkten (Minkner-Bünjer 
2004: 130). 
 
3.3 Das Freihandelsabkommen USA- CAFTA-DR  
Seit einigen Jahren haben sich die Staaten Zentralamerikas in unterschiedli-
chen Gruppenarrangements um eine Intensivierung regionaler Kooperation 
und Integration in den Weltmarkt bemüht. Dabei stehen insbesondere han-
delspolitische Aspekte im Vordergrund, die eine Entsprechung zu den Mexi-
ko durch das NAFTA-Abkommen eingeräumten Konditionen des Zugangs 
auf dem US-Markt (NAFTA-Parität) zum Ziel haben. Vor diesem Hinter-
grund unterzeichneten Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Nica-
ragua und die USA das Central American Free Trade Agreement (CAFTA) 
nach knapp einjährigen Verhandlungen im Mai 2004, dem sich die Domini-
kanische Republik im August desselben Jahres noch anschloss (seitdem 
CAFTA-DR). 
 
3.3.1 Interessen der beteiligten Staaten 
Regionale Kooperation zwischen den USA und dem zentralamerikanischen 
Raum beginnt jedoch nicht erst mit Abschluss des CAFTA-DR. Noch in der 
Logik des Kalten Krieges begründet gewährten die USA im Rahmen der 
Caribbean Basin Initiative (CBI) 1984 Karibikanrainern, die nicht unter 
kommunistischem Einfluss standen, bevorzugte Handels- und Einfuhrbe-
stimmungen auf dem US-amerikanischen Markt. Durch weitergehende Ver-
träge 1990, 2000 und 2002 wurden diese unilateral gültigen Handelspräfe-
renzen jeweils erweitert und verlängert, das Ende jedoch für das Jahr 2008 
festgelegt (Dypski 2002: 101ff.). 
Die US-Regierung wendet im CAFTA-DR ihre globale Außenhandels-
strategie an, die auf die Kombination von bilateralen, regionalen und multi-
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lateralen Freihandelszonen ausgerichtet ist (Hilaire/Yang 2004: 603ff.). Die 
USA beweisen hier ihr Engagement im Freihandel auch mit kleineren Volks-
wirtschaften. Zudem steht CAFTA-DR im Kontext eines bilateral geprägten 
Ansatzes in der Gestaltung der Beziehungen zu den Staaten Lateinamerikas. 
Angesichts der gegenwärtigen Blockierung des ursprünglichen Projekts einer 
den ganzen amerikanischen Kontinent umfassenden Freihandelszone durch 
die großen südamerikanischen Staaten ist das Abkommen für die USA im-
merhin ein Teilerfolg. Erstmals eröffnet die US-Regierung Verhandlungen 
mit einer Gruppe von Ländern, die sich mit anderen bilateralen, regionalen 
und schließlich auch multilateralen Elementen ihrer Außenhandelsstrategie 
kombiniert (Hilaire/Yang 2004: 603ff.). Dabei scheinen aber nicht nur wirt-
schaftliche Interessen prägend zu sein. Für die eigene nationale Sicherheit 
erhofft man sich auch eine bessere Kontrolle des Drogenhandels, der Geld-
wäsche und eine Verringerung der Migration in die USA. In Zentralamerika 
sollen wirtschaftliche und soziale Reformen unterstützt und somit die Stabi-
lität der Demokratien in der Region gewährleistet werden (Xirinachs 2003: 
13ff.).  
Aus zentralamerikanischer Sicht kann CAFTA-DR als Versuch gewertet 
werden, die im Rahmen der CBI nur bis 2008 gewährten besseren Handels-
bedingungen auf unbefristete Zeit fortzuschreiben und andere, bis dahin 
protektionierte Wirtschaftssektoren mit einzubeziehen (Rodlauer/Schipke 
2005: 3). Das Volumen und die Diversifikation der Ex- und Importe sollen 
zunehmen, ausländische Investitionen angelockt und damit im Landesinne-
ren die Entwicklung der Wirtschaft gefördert werden. Insgesamt erhofft man 
sich schließlich eine Dynamik, die größere wirtschaftliche und politische 
Reformen ermöglicht und zur Stärkung und Stabilisierung demokratischer 
Strukturen und Institutionen sowie der Verbesserung der sozialen Verhält-
nisse beiträgt. 
 
3.3.2 Das Vertragswerk 
Wie in einem Freihandelsabkommen üblich, ist das Hauptziel von CAFTA-
DR, tarifäre Handelshemmnisse zwischen den Zeichnerstaaten abzubauen 
und nichttarifäre Beschränkungen zu reduzieren. Dabei berücksichtigt das 
Abkommen die Asymmetrien der Handelspartner, insofern die USA aus dem 
CAFTA-Raum 97,9% der Produkte zollfrei importieren, während dies in 
umgekehrter Richtung nur für 80% der Güter gilt. Dies wurde für eine breite 
Güterpalette erreicht, in einigen Bereichen einigte man sich jedoch auf  
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Übergangsfristen von bis zu zwanzig Jahren bzw. beließ es bei Schutzzöllen 
für besonders sensible Bereiche. 
Im Textilbereich wurden Regelungen zur bevorzugten Einfuhr von zent-
ralamerikanischen Erzeugnissen beibehalten (Kose/Rebucci/Schipke 2005: 
7f.). Solange die Herkunftsregeln beachtet werden, reduzieren sich ab In-
krafttreten des Vertrages die Zölle für die Einfuhr in die USA auf Null. Die 
Produktionsinputs dürfen fortan in der maquila-Industrie auch aus ausge-
wählten Drittländern stammen. Anders verhält es sich bei landwirtschaft-
lichen Produkten, bei denen unterschiedliche Ausnahmegenehmigungen für 
sensible Güter ausgehandelt wurden.5 Insgesamt vereinbarte man Über-
gangsregelungen, die je nach Land zwischen fünf und zwanzig Jahren an-
dauern. Damit wurden bestehende Regelungen zum Marktzugang in einigen 
Bereichen erleichtert, unter dem Strich jedoch blieben die getroffenen Ver-
einbarungen hinter den Erwartungen zurück: Übergangsregelungen haben 
zumeist die maximalen Fristen von bis zu zwanzig Jahren. In sensiblen Be-
reichen, wie Zucker, Mais, Fleisch oder Milchprodukten bleiben tarifäre 
Handelshemmnisse unbefristet bestehen, auch wenn Importquoten teilweise 
erhöht wurden (Cordero 2004: 8).  
Ergänzend wurden Vereinbarungen über den Abbau tarifärer Handels-
hemmnisse hinaus getroffen. Bei Dienstleistungen lehnte man sich eng an 
den Freihandelsvertrag zwischen Chile und den USA an und vereinbarte die 
sukzessive Einführung von mehr Wettbewerb. Bezüglich ausländischer In-
vestitionen wurden Bestimmungen zur Marktöffnung und zur Investitionssi-
cherheit ähnlich wie im North American Free Trade Agreement (NAFTA) 
übernommen. Für staatliche Ausschreibungen einigte man sich auf Öffnung 
und mehr Transparenz der Verfahren. Bei Arbeitsschutzrichtlinien und beim 
Umweltschutz kam es jedoch zu keinen expliziten Regelungen, eine strikte 
Einhaltung nationaler Vorschriften soll aber gewährleistet sein. Zudem wur-
den die Bestimmungen der Internationalen Arbeitsorganisation anerkannt. 
Verstöße in diesen beiden Bereichen werden jedoch nur geahndet, wenn sie 
internationalen Handel oder Investitionen schädigen. Schließlich wurde ein 
abgestuftes Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten beschlossen, dessen 
Instrumentarium von Konsultationen bis hin zu Sanktionen reicht (Cordero 
2004: 8ff.). 
 
                                                     
5  Mais für den menschlichen Verzehr ist für El Salvador, Guatemala, Honduras und Nica-
ragua von der Zollsenkung ausgeschlossen, für Costa Rica Kartoffeln und Zwiebeln. 
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3.3.3 Die Auseinandersetzungen über das Freihandelsabkommen 
Die Debatten um den Abschluss von CAFTA-DR verliefen sehr kontrovers. 
Insgesamt konkurrierten sowohl in Zentralamerika als auch in den USA 
protektionistische Stimmen mit Fürsprechern des Freihandels. In Zentral-
amerika sah man durch den Import subventionierter US-amerikanischer 
Landwirtschaftsprodukte vor allem Gefahren für die landwirtschaftlich ge-
prägten zentralamerikanischen Staaten (Garbers 2005: 170f.). CAFTA-DR 
sei ein Abkommen im Interesse US-amerikanischer Investoren (Canda 2004: 
52) und ein solches, so durchaus auch US-amerikanische Stimmen, solle 
Armut und Schwäche der zentralamerikanischen Volkswirtschaften berück-
sichtigen (Polaski 2003: 1). Vor allem von offizieller Seite wurde jedoch 
auch auf die Chancen für Industrialisierung und Entwicklung durch den 
Ausbau des Freihandels mit den USA immer wieder hingewiesen. Dennoch 
kam und kommt es während der Ratifizierungsverfahren in Zentralamerika 
zu teilweise gewalttätigen Demonstrationen. Der Widerstand gegen dieses 
Abkommen erreicht weite Kreise der Bevölkerung, die einen Ausverkauf 
ihrer Länder, den Niedergang nationaler Produzenten, Arbeitsplatzverluste 
und billige ausländische Konkurrenz fürchten. Zudem steht in Costa Rica die 
Ratifizierung des Abkommen durch das Parlament trotz eines mehrheitlich 
zugunsten der Vertragswerk ausgegangenen Referendums im Oktober 2007 
noch aus; Massendemonstrationen und die Mobilisierung der Gewerkschaf-
ten in dem bislang staatlichen Telekommunikations- und Elektrizitätsinstitut 
sowie aus dem landwirtschaftlichen Bereich haben das Land erschüttert. 
Obwohl alle anderen beteiligten Staaten im Jahre 2005 den Vertrag ratifiziert 
hatten, konnte er nicht wie geplant am 1. Januar 2006 in Kraft treten, da in 
den jeweiligen Ländern bis zu 70 Gesetze und Verordnungen angepasst wer-
den müssen, die sich auf rechtliche Vorschriften im Bereich des Schutzes 
von geistigem Eigentum und andere Regelungen beziehen. Für El Salvador 
trat er daher erst im März 2006, für Nicaragua und Honduras im April 2006, 
in der Dominikanischen Republik sogar erst zum 1. März 2007 in Kraft. 
Auch die US-amerikanische Gesellschaft war in der Bewertung des 
CAFTA-DR zwischen protektionistischen und eher Freihandel bejahenden 
Anhängern gespalten. CAFTA-DR wurde sogar im Präsidentschaftswahl-
kampf 2004 thematisiert, wobei George W. Bush für das Abkommen eintrat, 
sein Herausforderer John Kerry sich dagegen aussprach. Auf der einen Seite 
sah man Chancen für eine Stabilisierung und Entwicklung der Region und 
somit der eigenen US-amerikanischen Sicherheit und eine Erhöhung der 
Effektivität der Industrie durch billigere Fertigung in Zentralamerika (Horn-
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beck 2005: 1ff.). Auf der anderen Seite fürchtete man eine zu starke Konkur-
renz für die heimische Landwirtschaft und Textilbranche oder eine Erosion 
der Arbeitsstandards in Zentralamerika (Grund 2006: 4f.). Nach intensiver 
Werbung auf höchster Ebene, zum Beispiel von Vizeaußenminister Zoellick 
(2005: 1ff.) oder auf einer von der US-amerikanischen Handelskammer or-
ganisierten Reise der zentralamerikanischen Regierungschefs durch die 
USA, wurde das Abkommen im Repräsentantenhaus mit 217 zu 215 Stim-
men am 28. Juli 2005 denkbar knapp angenommen. 
 
4. Migration als Thema der internationalen und transnationalen 
Agenda 
Das Thema der Migration wird in der Literatur häufig als intermestic issue 
verstanden, ein Politikbereich also, der sich im Kontext international zuneh-
mender Interdependenz als simultaneously, profoundly and inseparably 
both domestic and international (Manning 1977: 309) darstellt und somit 
innen- wie außenpolitisch gleichzeitig relevant ist. Seit Beginn der achtziger 
Jahre lässt sich ein Trend zur Auswanderung in die USA insbesondere aus 
Guatemala, Salvador, Nicaragua und Honduras beobachten. Zunächst poli-
tisch durch die Bürgerkriege in der Region bedingt, bekommen jedoch die 
wirtschaftlichen Gründe bald mehr Gewicht. Heute stammt ein Großteil der 
Emigranten aus der Unter- oder Mittelschicht, selten jedoch aus den verarm-
ten Teilen der Bevölkerung. Insgesamt schätzte man im Jahr 2000 die Zahl 
der Zentralamerikaner, die in den USA leben, auf circa 2,7 Millionen (Oroz-
co 2003: 2f.). 
Für die Staaten Zentralamerikas sind die unentgeltlichen Transfers (re-
mesas) der in die USA ausgewanderten Staatsbürger an Freunde und Ver-
wandte daheim ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Sie setzten ihren seit Jahren 
andauernden Wachstumstrend fort und erreichten im Jahr 2005 insgesamt 
8,6 Mrd. US$, rund 9% des BIP. Insbesondere Honduras (21,2% des BIP) 
und El Salvador (16,8% BIP) konnten davon profitieren (CEPAL 2006: 9f.). 
Jedoch beschränkt sich die wirtschaftliche Auswirkung der Emigration nicht 
nur auf diese direkten Überweisungen von Gehältern  auch sekundäre wirt-
schaftliche Effekte sind spürbar. Im Tourismus etwa spielen in den USA 
lebende Emigranten eine wichtige Rolle. In El Salvador sind 30% der Tou-
risten aus den USA kommende Salvadorianer, sie, bleiben durchschnittlich 
zwei Wochen und geben dabei mehr als 50 US$ pro Tag aus. Auch Flugge-
sellschaften und Telekommunikationsanbieter beobachten positive Effekte. 
Von den Emigranten werden in ihren Residenzländern für ihre Heimat typi-
Zentralamerika und sein außenpolitisches Handlungsfeld 243
sche Güter nachgefragt (ethnischer Konsum) wie Bier, Rum, Käse etc., die 
nunmehr exportiert werden (in El Salvador im Jahr 2001 rund 10% der Ex-
porte). Es scheint in Zentralamerika in Folge der Migration aber auch Wand-
lungen zivilgesellschaftlicher Prozesse zu geben. Ein politisch immer wich-
tiger werdender Akteur sind dabei die hometown associations (HTA). Als 
Zusammenschlüsse zentralamerikanischer Emigranten gleicher Herkunft 
sind sie zuvorderst Ort sozialen Austausches, nehmen verstärkt aber auch 
Einfluss auf politische Prozesse oder organisieren Entwicklungsprojekte in 
ihren Herkunftsregionen (Orozco 2003: 5). Diese Projekte stellen für die 
zentralamerikanischen Regierungen einen Kontrollverlust der Steuerungs-
fähigkeit politischer Prozesse dar, denen die betroffenen Staaten auf sehr 
unterschiedliche Art und Weise begegnen. Im Allgemeinen erstrecken sich 
Kooperationsversuche auf die Verstetigung der remesas, deren Einbeziehun-
gen in die jeweilige nationale Aufbauagenda und die Exportförderung für 
Produkte des ethnischen Konsums. Insbesondere El Salvador scheint in 
puncto Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit der Diaspora am wei-
testen fortgeschritten (Grund 2006: 18). 
Angesichts der neuen internationalen Bedrohungen hat für die USA die 
Sicherung ihrer Südgrenze und die Kontrolle der durch Mexiko laufenden 
Migrationsströme aus Zentralamerika strategischen Charakter. Um den 
Druck auf die US-Grenzen zu reduzieren, versuchten die USA auch gegen-
über der mexikanischen Regierung vermehrt Einfluss zu nehmen, damit 
diese sich verstärkt um die südliche Nachbarregion bemüht (Maihold 2001). 
Gegenwärtig lassen sich jedoch keine Hinweise dafür erkennen, dass sich in 
den Gesellschaften Zentralamerikas der Trend hin zu einem zunehmenden 
Export von Arbeitskraft abschwächen würde. Zudem scheinen die sich he-
rausbildenden transnationalen Beziehungen zwischen den Emigranten und 
ihren Heimatländern den Boden zu bereiten für die politische Präsenz und 
Wirksamkeit von Interessengruppen mit transnationalen Agenden (Orozco 
2006: 6).  
 
5. Die sicherheitspolitische Agenda 
Die Zusammenarbeit zwischen den USA und den Staaten Zentralamerikas in 
Fragen der Sicherheit unterlag mit dem Ende des Kalten Krieges einer Neu-
orientierung. Während der 1970er und 1980er Jahre war das Verhältnis an-
gesichts der zentralamerikanischen Krise von mehr oder weniger direkter 
Intervention in innere Angelegenheiten der zentralamerikanischen Staaten 
gekennzeichnet. In jüngerer Zeit wurden die Beziehungen in den Kontext 
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des erweiterten Sicherheitskonzeptes gestellt, das neue Bedrohungen wie 
Terrorismus, Drogenhandel, organisiertes Verbrechen, Umweltzerstörung 
oder illegale Migration umfasst (Orozco 2003: 4). Die Vereinigten Staaten 
unterstützten in der westlichen Hemisphäre zunächst multinationale, institu-
tionelle Mechanismen zur Wahrung von demokratischer Stabilität und Frie-
den, wie beispielsweise in der Aufwertung der Organisation Amerikanischer 
Staaten im Kompromiss von Santiago de Chile bereits 1991 erkennbar wur-
de (Fontana 2003: 175f.). Mit den terroristischen Ereignissen vom 11. Sep-
tember 2001 schien sich jedoch eine Rückverlagerung des Schwerpunktes 
sicherheitspolitisch relevanten Handelns hin zu nationalstaatlichen Mustern 
abzuzeichnen (Orozco 2003: 5). 
 
5.1 Neue asymmetrische Gefahren 
In den Augen der USA gehen Bedrohungen der nationalen Sicherheit in der 
westlichen Hemisphäre nicht von klassischen externen Bedrohungen aus. 
Vielmehr stehen die neuen, transnationalen Akteure im Mittelpunkt, die 
durch Mord, Kidnapping, Geldwäsche sowie Drogen-, Waffen- und Men-
schenschmuggel die nationale Sicherheit gefährden (so der Befehlshaber der 
US-amerikanischen Streitkräfte im Southern Command, zit. in: Isacson 
2005: 1). Washington verfolgt daher in den Staaten Lateinamerikas eine 
Strategie, die durch Unterstützung der Sicherheitsapparate auf eine effektive-
re Ausübung staatlicher Souveränität abzielt. Gemeint ist damit eine verbes-
serte Kontrolle und Durchsetzung des Rechts im innerstaatlichen Bereich. 
Dies soll beispielsweise durch die Ausweitung des Aufgabenfeldes der Mili-
tärs auf innere, klassischerweise polizeiliche Bereiche erreicht werden. Nicht 
zuletzt erhoffen sich die Vereinigten Staaten von der Stabilisierung der Ver-
hältnisse vor Ort eine Verbesserung der eigenen nationalen Sicherheit (Isac-
son 2005: 4f.). 
Die Zusammenarbeit mit Zentralamerika beruht in den letzten Jahren 
vor allem auf dem Kampf gegen Drogenschmuggel und illegale Migration 
(Arana 2001: 99). Aber auch kriminelle Jugendbanden, Maras,6 entwi-
ckeln sich mehr und mehr zum Problem transnationaler Sicherheit. Bedingt 
durch eine Erneuerung der US-amerikanischen Migrations-Gesetzgebung 
1996 begannen die USA, zentralamerikanisch-stämmige Jugendliche auszu-
weisen, die länger als zwei Jahre inhaftiert waren. Ergebnis dieser Deporta-
tionen war die Herausbildung eines transnationalen Netzwerkes dieser Ban-
                                                     
6  Vgl. den Beitrag von Manfred Liebel in diesem Band. 
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den, die seitdem sowohl von Zentralamerika als auch von den USA aus ope-
rieren (Gonzales 2005: 1ff.). 
Die Vereinigten Staaten versuchen, all diesen Bedrohungen zu begeg-
nen, indem sie verstärkt auf Zusammenarbeit mit den lokalen Sicherheits-
kräften setzen. Im Bereich des Drogenschmuggels wurde man sich neben 
den Anbauregionen auch der Relevanz der Transitländer bewusster und  
koordinierte sich hier intensiver (Arana 2001: 98). Um die Kontrolle der 
Staatsgewalt effektiver zu gestalten, schlugen die Vereinigten Staaten vor, 
eine International Law Enforcement Academy in El Salvador zu gründen. 
Dort sollen zentralamerikanische und mexikanische Polizei- und Militärkräf-
te im Kampf gegen Kriminalität von Fachkräften aus dem US-amerikani-
schen Außen- und Verteidigungsministerium ausgebildet werden. Vor dem 
geschichtlichen Hintergrund US-amerikanischen Engagements in der Aus-
bildung zentralamerikanischer Sicherheitskräfte sieht es nicht so aus, als 
würde die Bevölkerung das akzeptieren (Gonzales 2005: 3). Mit der Initiati-
ve von Mérida, die auf dem Gipfeltreffen zwischen Mexiko und den USA im 
Oktober 2007 verkündet wurde, hat die sicherheitspolitische Kooperation 
unter Einbeziehung der zentralamerikanischen Staaten eine neue Dimension 
erlangt. Indes hat bislang der US-Senat die dafür notwendigen Mittel nicht 
freigegeben (Benítez Manaut 2007). 
Aber auch das CAFTA-DR-Abkommen wurde durchaus als Element der 
Verbesserung nationaler Sicherheit angesehen. Laut dem US-amerikanischen 
Verteidigungsminister Donald Rumsfeld7 würden durch das Freihandelsab-
kommen die demokratischen Kräfte Zentralamerikas besonders gestärkt. 
Denn durch wirtschaftliche Prosperität und politische Reformen seien auch 
Fortschritte und Kooperation in Sicherheitsfragen leichter zu bewerkstelli-
gen.  
Allerdings musste das Verteidigungsministerium der USA mit der Über-
gabe der Kanalzone an Panama auch eine Neuverteilung seiner Militärbasen 
in der Region vornehmen: So wurde das US Southern Command (SOUTH-
COM) nach Florida bzw. Puerto Rico verlegt, in Honduras wurde die Basis 
Soto Cano erhalten und Überwachungspositionen in Comalapa/San Salvador 
ausgebaut. Damit soll  in Verbindung mit der Basis in Manta/Ecuador  
insbesondere die Überwachung des Drogenhandels zu Luft und zu Wasser 
ermöglicht werden.  
 
                                                     
7  Donald H. Rumsfeld: CAFTA es un tema de seguridad nacional, in: Miami Herald, 
10. Juli 2005. 
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5.2 Die Sonderstellung Panamas 
Besondere Bedeutung in der Sicherheitskooperation fällt auf Grund seiner 
geographischen Lage Panama zu. Dabei spielt einerseits der Panamakanal, 
andererseits die Nachbarschaft zu Kolumbien eine bedeutende Rolle in den 
Sicherheitsüberlegungen der USA. 
Die Kontrolle über den Panamakanal wurde in Erfüllung der Carter-
Torrijos Verträge zum Jahrtausendwechsel von den USA an Panama übertra-
gen. Damit obliegt Panama seitdem die Kontrolle über die zweitwichtigste 
künstliche Wasserstraße der Welt (Hoffmann 2005: 34). Wirtschaftlich ist 
der Kanal nicht nur für das mittelamerikanische Land von zentraler Bedeu-
tung, da die Gesamtheit der durch den Kanal direkt und indirekt generierten 
ökonomischen Aktivitäten sich auf rund 1/3 des BIP (Hoffmann 2005: 45) 
belaufen. Gleiches gilt auch für die USA, durchqueren doch 68% aller  
Waren, die in den US-amerikanischen Häfen der Ost- und Westküste ent-
laden werden, den Panamakanal. Er ist Teilstück der Seehandelsroute zwi-
schen den in den letzten Jahren dynamischsten Wachstumsregionen der 
Welt, Asien und Nordamerika. 
 
Doch in eben dieser enormen wirtschaftlichen Relevanz des Panamakanals 
liegen auch die Sicherheitsinteressen der USA begründet. Insbesondere 
durch die Nähe zu Kolumbien und dem dort herrschenden Konflikt ist den 
USA daran gelegen, ein Übergreifen auf das Territorium des seit Beginn der 
1990er Jahre entmilitarisierten Panama(s) zu verhindern. So erhält Panama 
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Hilfen, damit seine Sicherheitskräfte die Grenze zu Kolumbien besser schüt-
zen. Auch gibt es im Programm der Southern Command multinationale  
Übungen zum Schutz des Panamakanals vor terroristischen Angriffen und 
zur verbesserten Kooperation der Marineverbände der Karibischen Anrainer-
staaten (Isacson 2005: 4). Zudem bewahrten sich die USA auch ein gewisses 
Maß an militärischer Kontrolle über die Region: Zwar entfiel die bis zur 
Übergabe 1999 noch gegebene direkte militärische Kontrolle des Kanals mit 
dem Abzug zur Jahrtausendwende, jedoch leiten die USA im Panamakanal 
durch die De Concini Amendments der Carter-Torrijos-Verträge ein Inter-
ventionsrecht ab für den Fall, dass dessen Funktion oder Neutralität nicht 
mehr gewährleistet sei (Lemoine 1999).  
Zunächst jedoch steht eine neue Etappe in der Entwicklung der Kanalzo-
ne im Zentrum des Interesses: Bei dem am 22. Oktober 2006 von der Regie-
rung von Präsident Martín Torrijos anberaumten Referendum sprachen sich 
78% der wahlberechtigten Bevölkerung für den Ausbau des Panama-Kanals 
aus. Gedacht ist eine Verbreiterung des Schifffahrtsweges und der Einbau 
neuer Schleusen, die die Nutzung des Kanals für Schiffe der Post-PANA-
MAX-Klasse ermöglichen soll, d.h. jener Schiffe, die mit 12.000 Containern 
das Doppelte der gegenwärtig für diese Wasserstraße möglichen Fracht 
transportieren können. Auch wenn an der Abstimmung nur 43% der Bevöl-
kerung Panamas teilnahmen, kann davon ausgegangen werden, dass dieses 
5,25 Mrd. US$ umfassende Mega-Investitionsprojekt große Folgen für das 
zentralamerikanische Land zeitigen wird: Dies gilt zum einen für die Be-
schäftigungseffekte in der Wirtschaft Panamas, aber auch für die Frage nach 
neuartigen Formen der Beteiligung privatwirtschaftlichen Kapitals und des-
sen Partizipation an den zukünftigen Einnahmen; zum anderen könnte das 
Projekt die öffentlichen Finanzen, - die Kanaleinnahmen machen 40% des 
Staatsbudgets aus - über viele Jahre in massiver Weise belasten, bis nach der 
Fertigstellung entsprechende Einnahmen verzeichnet werden. Panama steht 
damit eine neue Bewährungsprobe bevor, wobei es  nicht notwendigerwei-
se  auf die Unterstützung seiner zentralamerikanischen Nachbarn zählen 
kann, die gerne wie Nicaragua mit Alternativprojekten internationale Inves-
toren anzulocken versuchen. 
 
6. Zentralamerikas interdependentes und transnationales  
außenpolitisches Handlungsfeld 
Die Qualität des außenpolitischen Handlungsfelds Zentralamerikas hat sich 
seit der politischen Krise der 1980er und 1990er Jahre substanziell verän-
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dert: Von den Folgen des Kalten Krieges befreit, haben die Länder des Isth-
mus nach einer Rolle in der internationalen Politik gesucht, die maßgeblich 
von nationalen Prioritäten geprägt war. Die für kleine Länder bestehende 
Gefahr einer Privatisierung des Staates durch informelle Strukturen und 
zugunsten bestimmter gesellschaftlicher Gruppen hat sich insbesondere bei 
der ökonomischen Agenda der Aushandlung von Freihandelsabkommen 
gezeigt. Es ist der Region nicht gelungen, ihr außenpolitisches Handeln zu 
koordinieren, obwohl dies angesichts der Abhängigkeiten, Interdependenzen 
und Transnationalisierung angezeigt gewesen wäre und zur Entfaltung des 
Potentials hätte beitragen können. Allerdings haben auch die unmittelbaren 
Nachbarstaaten Mexiko und die USA dafür keine sinnvolle Projektionsflä-
che geboten. Ein entsprechender Versuch beim CAFTA-DR-Freihandels-
abkommen fiel denkbar knapp aus. Die mexikanische Neigung zur Triangu-
larisierung ihrer Zentralamerika-Agenda (Eguizábal 2006) mit anderen 
außenpolitischen Interessen und die jenseits der Region liegenden Prioritäten 
der USA haben dafür keine tragfähige Option geboten. Betrachtet man die 
jüngsten Entwicklungen im weiteren zentralamerikanisch-karibischen Raum 
(Maihold 2004; 2006), so wird schnell deutlich, dass die Region auch in der 
Zukunft darauf achten muss, nicht zwischen den Interessen anderer aufge-
rieben zu werden. Zur Entfaltung ihres eigenen Potentials werden die zent-
ralamerikanischen Staaten ihre Haltung gegenüber den Integrationsprozessen 
in Südamerika, zu den beginnenden Verhandlungen eines Assoziierungsab-
kommens mit der EU und im Verhältnis zu der VR China und Taiwan neu 
bestimmen müssen, um nicht Gefahr zu laufen, weltpolitisch weiter margina-
lisiert zu werden. 
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